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15 TaBV 1979/16, 15 TaBV 
2010/16, 15 TaBV 2049/16 
3 BV 11/15 
Arbeitsgericht Brandenburg an der Havel 

Ausfertigung 

Verkündet 

am 31. Mai 2017 

Gerbert 
Gerichtsbeschäftigte 
als Urkundsbeamter/in 
der Geschäftsstelle 

Im Namen des Volkes· 

Beschluss 

In Sachen 

und 

Verfahrensbevo(lmächtigter: 

Rechtsanwalt Simon Daniel Schmedes, 
Bauhofstr. 56, 14776 Brandenburg an der Havel, 

Städtisches Klinikum Brandenburg GmbH, 

Betriebsrat Städtisches Klinikum Brandenburg GmbH, 

- Beschwerdeführer und
Beteiligter zu 3) 

- Beteiligte zu 1)

-weiterer
Beschwerdeführer und 

Beteiligter zu 2) 

hat das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, 15. Kammer, auf die Anhörung vom 
31. Mai 2017 durch den Vorsitzender Richter am Landesarbeitsgericht Klueß als Vorsitzender
sowie die ehrenamtlichen Richter Herrn Fink und Herrn Köhn
beschlossen:

1. 

Auf die Beschwerde der Beteiligten zu 2) und zu 3) wird der Beschluss des Arbeitsgerichts 
Brandenburg an der Havel vom 21.09.2016- 3 BV 11/15- abgeändert: 
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Soweit das Arbeitsgericht angenommen hat, allein wegen dieses Umstandes könne eine grobe 
Verletzung der betriebsverfassungsrechtlichen Pflichten bejaht werden, entspricht dies nicht den 
Kriterien der Rechtsprechung. Eine Pflichtverletzung kann nicht isoliert betrachtet werden. Die 
Umstände des Einzelfalls müssen berücksichtigt werden. Insbesondere müssen. die betrieblichen 
Gegebenheiten und der Anlass der Pflichtverletzung beurteilt werden (BAG 22. 06.09.1993 - 1 
ABR 62/92 - juris Rn. 53). 

Vorliegend ist jedenfalls in die Abwägung der Umstände des Einzelfalls einzubeziehen, dass die 
Arbeitgeberin zuerst Strafan.zeige gegen den Betriebsratsvorsitzenden erstattet hat. Dieser fühlte 
sich hierdurch und durch weitere Vorwürfe in unberechtigter Weise unter starken Druck gesetzt. 
Dies lässt den Vorwurf der leichtfertigen Anzeigenerstattung nicht verschwinden, mildert ihn· aber 

( ab. Zu berücksichtigen ist auch, dass die Arbeitgeberin, vertreten durch den Personall�iter, mit der 
Strafanzeige vom 09.04.2015 .selbst gegen das Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit 
verstoßen hat. Die Arbeitgeberin hat für sich in Anspruch genommen, auf Basis des Vermerks von 
Frau Rolle vom 09.04.2015 hätte sie eine Fürsorgepflicht gegenüber dieser Arbeitnehmerin zu 
erfüllen gehabt. Dies ist zutreffend. Sie hat aber auch Rücksichtnahmepflichten gegenüber dem 
Betriebsratsvorsitzenden einzuhalten. Im Rahmen der vertrauensvollen Zusammenarbeit kann sie 
sich nicht einseitig · auf Aussagen und Einschätzungen einer Arbeitnehmerin verlassen, zumal 
keinerlei Zeitdruck bestand. Die nebenvertragliche Fürsorgepflicht verpflichtet den Arbeitgeber, vor
· einer Anzeigenerstattung dem beschuldigten Arbeitnehmer Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. (Eufinger NZA 2017, 619, 622) .. Dies gilt im Verhältnis zum Betriebsrat mindestens 
genauso. Hieran hatten sich die Arbeitgeberin und der Personalleiter nicht gehalten. Die hiesige 
Kammer geht daher davon aus, dass der Pflichtverstoß des Betriebsratsvorsitzenden durch die

 
( leichtfertige Anzeigenerstattung daher nicht so schwer wiegt, dass unter Berücksichtigung der

Vorgeschichte die weitere Amtsausübu·ng dieses Betriebsratsmitglieds untragbar erscheint. 

Unabhängig hiervon und darüber hinaus führen auch weitere Umstände dazu, dass die kunftige 
Amtsausübung als· Betriebsratsmitglied nicht untragbar erscheint. So hat die Arbeitgeberin auch 
nach genauerer Kenntnis der Strafanzeigen des Betriebsratsvorsitzenden über sechs Monate 
abgewartet, um diese Vorfälle dann erst zwei Wochen vor dem angesetzten Anhörungstermin 
überhaupt zum Gegenstand im hiesigen Ausschlussverfahren zu machen. Bei einer derart langen 
Verzögerung durch die Arbeitgeberin spricht viel dafür, dass sie selbst in dem Verhalten des 
Betriebsratsvorsitzenden keinen ausreichenden Anlass gesehen hat, der die weitere 
Amtsausübung untragbar erscheinen lassen könnte. Auch muss berücksichtigt werden, dass der 
hiesige Betriebsratsvorsitzende - anders als in dem vom BAG entschiedenen Fall (27:07.2016 - 7 
ABR 14/15 - NZA 2017,136):... kein Jurist ist. Daher kann offen bleiben, welche Auskünfte er 
damals vor Anzeigenerstattung von seinem jetzigen Verfahrensbevollmächtigten, einem 




